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Branchen mit zunehmender Quali-
fikation.

„In Brandenburg müssen wir uns 
um die Menschen kümmern, die 
sich um uns kümmern“, folgert Le-
yh. Sowohl der geringe Personal-
stand wie auch die Überalterung in 
den Sozialberufen seien entschei-
dende Probleme, die gelöst werden 
müssten. „Uns fehlt der Nach-
wuchs“, so Leyh. Kurzfristig emp-
fahl Leyh die Möglichkeiten des be-
trieblichen Gesundheitsmanage-
ments zu nutzen. 

Die Psychologin Irene Preußner-
Moritz, die als Unternehmerin Be-
trieben entsprechende Kurse anbie-
tet, betont, dass manchmal schon 
kleine Änderungen in der Organi-
sation der Arbeitsabläufe eine große 
Wirkung erzielen könnten. Zum 
Beispiel würden in vielen Betrieben 
die vorgeschriebenen Pausen nicht 
genutzt, obwohl sie für die Leis-
tungsfähigkeit und Motivation sehr 
wichtig seien. 

Ob die Corona-Krise bei den 
untersuchten Berufen dieses Jahr 
gesundheitlich besonders stark 
durchschlagen wird, konnte Leyh 
nicht sagen. Tatsächlich ergebe sich 
bei genauerem Hinsehen ein diffe-
renziertes Bild. So schickten im 
Frühjahr manche Krankenhäuser 
Angestellte nach Hause, weil Betten 
frei gehalten werden mussten, wo-
durch diese Mitarbeiter entlastet 
waren. Andererseits verschärfe sich 
derzeit auf den Intensivstationen 
die Situation, was auch Schwestern 
und Pfleger stark belaste. Aktuelle 
Umfragen der Barmer ergaben, dass 
sich neun von zehn befragten Mit-
arbeitern in Krankenhäusern, Arzt-
praxen, Pflegeheimen und anderen 
medizinischen Einrichtungen ge-
stresst fühlen. 

Brandenburgs Altenpfleger sind häufig krank
Die Barmer sieht in ihrem Gesundheitsreport Angestellte in Sozial- und Gesundheitsberufen besonders stark belastet

Potsdam. Beschäftigte im Sozialwe-
sen des Landes Brandenburg sind 
verglichen mit Kolleginnen und 
Kollegen in allen anderen Bundes-
ländern am häufigsten krank ge-
schrieben. Laut den Versicherten-
daten der Barmer waren zum Bei-
spiel Menschen aus der Altenpfle-
ge, den Kindertagesstätten oder der 
Hauswirtschaft im Jahr 2019 – also 
noch vor der Corona-Pandemie – 
28,8 Tage lang arbeitsunfähig. Das 
sind gut vier Tage mehr als im Bun-
desdurchschnitt. Ähnlich hohe 
Krankschreibungen verzeichneten 
hier nur das Saarland mit 28,7 Tagen 
und Thüringen mit 28,6 Tagen.

Erstmals hatte die Kasse für ihren 
Gesundheitsreport 2020 die Krank-
schreibungen nach einzelnen Bran-
chen aufgeschlüsselt und die gera-
de für Brandenburg wichtigen So-
zial- und Gesundheitsberufe beson-
ders in den Blick genommen. Auch 
bei den Gesundheitsberufen, zu 
denen neben Ärzten etwa Kranken-
schwestern und Physiotherapeuten 
gehören, gab es 2019 hohe Kran-
kenstände. Brandenburg steht hier 
bundesweit mit 23,9 Tagen Krank-
schreibung hinter Thüringen und 
Sachsen-Anhalt an dritter Stelle. 

Im Bundesdurchschnitt waren 
Angestellte im Gesundheitswesen 
20,3 Tage krank geschrieben. Bran-
chenübergreifend steht Branden-
burg bei Krankschreibungen laut 
Barmer insgesamt an vierter Stelle – 
hinter Thüringen, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt.

„Leider ist Brandenburg in dieser 
Branche Spitzenreiter“, sagt die 
Landesgeschäftsführerin der Bar-
mer, Gabriela Leyh, zum hohen 
Krankenstand in den Sozialberufen. 

Von Rüdiger Braun

Teure Pleite
Wirecard-Gläubiger fordern über zwölf Milliarden Euro

München. Nach dem Zusammen-
bruch des Skandalkonzerns Wire-
card haben gut 11 500 Gläubiger 
des insolventen Zahlungsdienst-
leisters Forderungen in Höhe von 
über zwölf Milliarden Euro ange-
meldet. Das teilte das Münchner 
Amtsgericht am Mittwoch nach der 
ersten Gläubigerversammlung 
mit. Damit übersteigen die ange-
meldeten Forderungen die bisher 
erzielten Erlöse bei der Abwick-
lung des Konzerns erwartungsge-
mäß um ein Vielfaches. Die sehr 

hohe Summe von gut 12,4 Milliar-
den Euro erklärt sich daraus, dass 
neben geschädigten Banken, In-
vestoren und Geschäftspartnern 
auch viele Aktionäre Schaden-
ersatzforderungen angemeldet ha-
ben. Das ist aber nicht der endgülti-
ge Stand: Gläubiger können ihre 
Forderungen auch noch später an-
melden, außerdem sind die bisheri-
gen Anmeldungen noch nicht ge-
prüft beziehungsweise anerkannt.

Das einst als deutsche Technolo-
giehoffnung gehandelte Unter-

nehmen nimmt damit auch in die-
ser Hinsicht eine negative Ausnah-
mestellung ein: Nach Berechnun-
gen der Auskunftei Creditreform 
gab es 2019 in Deutschland 19 400 
Firmeninsolvenzen, die durch-
schnittliche Schadensumme für die 
Gläubiger lag bei 856 000 Euro – 
deutlich weniger als jene 12,4 Mil-
liarden Euro. Die Wirecard-Gläu-
biger und ihre Anwälte hoffen, 
dass ihnen der Insolvenzverwalter 
zumindest einen Teil der verlore-
nen Milliarden zurück erstattet. 

Neue Milliarden 
für Autobranche 

Erhöhte Kaufprämie für Elektroautos wird bis 2025 verlängert

Berlin. Eine neue Milliardenspritze 
des Bundes soll die deutsche Auto-
industrie durch die Corona-Krise 
tragen und den Wandel zu klima-
schonenderen Fahrzeugen be-
schleunigen. Insgesamt sind drei 
Milliarden Euro zusätzlich vorge-
sehen, wie die Bundesregierung 
anlässlich eines Spitzengesprächs 
von Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) mit Branchenvertretern am 
Dienstagabend mitteilte. 

Jeweils eine Milliarde Euro sind  
für drei Kernpunkte vorgesehen: 
Erhöhte Kaufanreize für Elektro-
autos sollen bis Ende 2025 verlän-
gert werden. Ein Abwrackpro-
gramm soll einen Austausch alter 
Lkw gegen sauberere Laster för-
dern. Zudem soll ein „Zukunfts-
fonds Automobilindustrie“ den 
Wandel des zentralen Industrie-
zweigs längerfristig unterstützen. 

Autobranche und IG Metall be-
grüßten die Zusagen. Die Verlän-
gerung der „Innovationsprämie“ 
für E-Autos und andere Instrumen-
te seien eine Hilfe für Klimaschutz 
und Wirtschaftskraft, erklärte die 
Präsidentin des Verbands der 
Automobilindustrie (VDA), Hilde-
gard Müller, nach der Videokonfe-
renz. „Wir bringen jede Woche 

Von Teresa Dapp 
und Sascha Meyer

12 000 neue E-Autos auf die Stra-
ßen in Deutschland.“ Diese 
bräuchten nun auch viele E-Lade-
säulen. 

Gewerkschaftschef Jörg Hof-
mann sagte, zur konjunkturellen 
Stützung sei das Austauschpro-
gramm für schwere Nutzfahrzeuge 
positiv zu bewerten. Die ange-
spannte Beschäftigungslage, be-
sonders bei vielen Zulieferern, ma-
che eine schnelle Umsetzung der 
Maßnahmen nötig.

Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier (CDU) sagte, mit bereits zu-
gesagten zwei Milliarden Euro aus 
dem Konjunkturpaket stelle der 
Bund nun insgesamt mehr als fünf 
Milliarden Euro bereit, um die 
Überwindung der Konjunkturkri-
se, aber auch die Anpassung an 
den ökologischen und digitalen 

Wandel zu erleichtern.
Um mehr E-Autos auf die Stra-

ßen zu bringen, war die bestehen-
de Kaufprämie (Umweltbonus) 
über eine „Innovationsprämie“ be-
reits deutlich erhöht worden – seit-
dem steigen die Absatzzahlen. Da-
mit können Autokäufer einen Zu-
schuss von bis zu 9000 Euro be-
kommen. Dafür verdoppelt der 
Bund seinen Anteil am Bonus, der 
eigentlich zur Hälfte auch von Her-
stellern gezahlt wird. Diese erhöh-
te Kaufprämie war vorerst bis Ende 
2021 vorgesehen und soll nun bis 
Ende 2025 laufen.

Bisher werden reine E-Autos 
und auch Plug-in-Hybride geför-
dert, die sowohl elektrisch als auch 
mit Sprit fahren. Umweltschützer 
sehen das bei Hybriden kritisch, da 
diese oft vor allem als Verbrenner 
gefahren werden. Plug-in-Hybride 

würden ebenfalls bis Ende 2025 
gefördert, sagte Altmaier. Es 
werde aber „eine etwas um-
weltehrgeizigere Lösung bei 
der Reichweite der Batte-
rien“ angestrebt. Konkret 
werden Hybride künftig 
nur bezuschusst, „wenn 

diese ab 2022 eine Mindest-
reichweite von 60 Kilome-

ter, ab 2025 von mindes-
tens 80 Kilometer ha-
ben“. 

Hildegard Müller, 
Präsidentin des 
Autoverbandes 
VDA. Foto: Rolf 
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Grundsätzlich habe der auch mit der 
Überalterung der Angestellten in 
diesem Sektor zu tun. Knapp dreißig 
Prozent der Beschäftigten sind über 
55 Jahre alt. Die meisten dieser An-
gestellten – fast 80 Prozent – sind 
Frauen. Allerdings gilt das für ganz 
Deutschland. 

Dass die Situation in Branden-
burg schärfer ist als anderswo kön-
ne mit der großen Fläche des Landes 
und der Überalterung in den ländli-

chen Regionen zusammenhängen. 
Das führe oft zur Überforderung et-
wa von ambulanten Helfern. 

Überraschend findet Leyh, dass 
die psychische Belastung im Sozial-
wesen den Daten zufolge viel höher 
sei als im Gesundheitswesen. Etwa 
25 Fehltage im Sozialwesen wurden 
mit psychischen Beschwerden be-
gründet. Bei Krankenpflegern und 
Psychotherapeuten gab es wegen 
psychischer Beschwerden dagegen 

nur 21 Fehltage. Von Muskel und 
Skeletterkrankungen scheinen bei-
de Branchen mit 22 bzw. 21 Fehlta-
gen etwa gleich stark betroffen. 

Erstaunlich bei den Gesund-
heitsberufen sei wiederum gewe-
sen, dass dort Pflegekräfte mit be-
sonderer Fachausbildung, zum Bei-
spiel für Intensivpflege, mit über 27 
Fehltagen am stärksten belastet wa-
ren. Normalerweise sinkt der Kran-
kenstand in den verschiedenen 

Eine Pflegerin schiebt eine Frau in ihrem Rollstuhl durch den Gang eines Altenheimes. Foto: Federico Gambarini/dpa

28,8
Tage waren Beschäftigte im 

Sozialwesen des Landes Brandenburg 
im Vorjahr arbeitsunfähig.
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